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KURZFASSUNG

In der vorliegenden Studie werden die möglichen Auswirkungen von Kürzungen der Wohnbauförderung in Niederösterreich ‑ vor dem Hintergrund der bevorstehenden Budgetkonsolidierungsmaßnahmen des Bundes ‑ ermittelt. Dazu musste die Entwicklung des niederösterreichischen Wohnbaubudgets nach der Förderungsumstellung im Jahre 1993 auf das neue niederösterreichische Förderungsmodell (FM 93) genau analysiert werden. Das besondere Augenmerk liegt dabei beim Mehrgeschossbau. Die Berechnungen der Einnahmen und Ausgaben, die Abschätzung der bereits eingegangenen Verpflichtungen sowie die Belastungen einer möglichen Kürzung der Wohnbaufördermittel auf das niederösterreichische Wohnbaubudget, bilden die Schwerpunkte dieser Arbeit.

Mit der Einführung der Basis- und Superförderung im Rahmen des neuen Fördermodells FM93 erfolgte eine Ablösung der Darlehensförderungen durch die Annuitätenförderung im Mehrgeschossneubau. Dies führte einerseits zu einer kurzfristigen Entlastung des Wohnbaubudgets, andererseits konnte die Förderleistung dadurch deutlich gesteigert werden. Im Jahr 1993 wurden im Geschossbau knapp 6.000 Wohneinheiten (WE) zugesichert nach knapp 1.900 WE im Jahr 1990. In der zweiten Hälfte der 90er Jahre konnte dann die Fördertätigkeit im Mehrgeschossneubau aufgrund der Umstellung des Förderungssystems auf dem hohen Niveau von durchschnittlich 4.100 WE gehalten werden.

Die Umstellung auf das Fördermodell FM93 ermöglichte die Bildung von Rücklagen. Die Entlastung des Wohnbaubudgets infolge der Annuitätenförderung war jedoch nur von kurzer Dauer, da die Zuschüsse kumulieren und aufgrund ihrer langen Laufzeit bis zu 25 Jahren stetig zunehmen. Überdies sind die Annuitätenzuschüsse nicht rückzahlbar und stehen, im Gegensatz zu den Förderungsdarlehen, keinen Rückflüssen gegenüber. Seit 1995 stiegen die Ausgaben kontinuierlich von 4,8 Mrd. S auf 7,4 Mrd. S (2000) an. Die Einnahmen konnten in diesem Zeitraum von 5,6 Mrd. S auf 6,0 Mrd. S gesteigert werden. Im Jahr 1999 versuchte man der Ausgabendynamik im Geschossbau entgegenzuwirken in dem man von der reinen Annuitätenförderung abging. Es wurden wieder Förderungsdarlehen im Mehrgeschossbau eingeführt, es kam zu Aufteilung der Basisförderung in einen Darlehen- und einen Annuitätenanteil zu jeweils 50%. Mit dieser Maßnahme wurde der starke ausgabenseitige Anstieg der Fördermittel etwas gebremst, da sich die Annuitätenzahlungen verringerten und sich andererseits die Darlehensrückflüsse erhöhen. Dennoch werden trotz dieser Maßnahme die Ausgaben der NÖ Wohnbauförderung stetig steigen.

Die bereits eingegangen Zahlungsverpflichtungen belaufen sich im Neubau auf 1,1 Mrd. S p. a. und in der Sanierung auf 900 Mio. S p. a. im Jahr 2000. Insgesamt ergeben sich für das Land NÖ voraussichtlich Zahlungsverpflichtungen in der Höhe von 1,88 Mrd. S im Jahr 2001. Diese werden in den folgenden Jahren kontinuierlich sinken (2002: 1,78 Mrd. S, 2003: 1,67 Mrd. S, 2004: 1,56 Mrd. S, 2005: 1,46 Mrd. S).

Das niederösterreichische Wohnbauförderungssystem wird in den nächsten Jahren aufgrund der Ausgabendynamik der Annuitätenförderung nur durch die Auflösung der Rücklagen in Kombination mit einer Rücknahme der zugesicherten Wohnungen und der damit verbundenen Förderleistung im Mehrgeschossneubau finanzierbar sein. Eine etwaige Budgetkürzung der Wohnbaufördermittel seitens des Bundes könnte in den Jahren 2002/2003 durch die Verwendungen der Bedarfszuweisungen, die etwa der Höhe des früher gewährten "Landessechstels" entspricht, ausgeglichen werden. In den darauffolgenden Jahren kann es aber zu Liquiditätsengpässen kommen.

Eine Kürzung der Bundesmittel für die Wohnbauförderung um 20% (ausgehend von den bisherigen zweckgebundenen Mitteln von 24½ Mrd. S) würde eine Entlastung des Bundesbudgets in der Höhe von 4,9 Mrd. S bedeuten. Dem Land NÖ würden folglich 800 Mio. S weniger für die Wohnbauförderung zur Verfügung stehen. Unter der Annahme, dass Neubau und Sanierung von der Kürzung zu gleichen Teilen betroffen sind, würde die Budgetkürzung zu einem Rückgang von 750 Förderungszusicherungen im Mehrgeschossneubau und von 524 Förderungszusicherungen in der Mehrgeschosshaussanierung führen. Dabei ist jedoch festzuhalten, dass eine Rücknahme der Förderungen nicht mit der Reduktion der Bauproduktion gleichgesetzt werden kann. Überdies stellen im Sanierungsbereich die Förderungsansuchen in den meisten Fällen keine Generalsanierungen oder Um- und Zubauten dar, sondern vielmehr kleine Sanierungsmaßnahmen (beispielsweise Heizkesseltausch etc.)

Angesichts der angespannten Budgetsituation des Landes Niederösterreich und der geänderten Rahmenbedingungen aufgrund der hohen Wohnbauproduktion in den 90er Jahren wäre eine Neuorientierung der Wohnbauförderung zielführend. Ein Schwerpunkt in der niederösterreichischen Wohnbaupolitik sollte die verstärkte Anpassung der Förderung an die sozialen Bedürfnisse ‑ über die Superförderung hinaus ‑ sein. Die Einkommensverteilung der Förderungsbezieher im kleinvolumigen Bereich zeigt, dass rund 40% der Förderungsbezieher über ein Einkommen von mehr als S 400.000,‑ verfügt, jeder Zehnte sogar mehr als S 550.000,‑. Dies verdeutlicht den hohen Spielraum der Förderungskritieren und den daraus resultierenden Handlungsbedarf. Stellt man die bewilligten Wohneinheiten den geförderten gegenüber so zeigt sich ferner, dass etwa 90% der bewilligten Wohneinheiten gefördert werden. Angesicht der hohen Wohnbauproduktion im letzten Jahrzehnt wäre die hohe Förderungsquote ebenfalls zu überdenken.

